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hat der 1‚ Senat des Bundessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 9. Juni 1960, an der

mitgewirkt haben
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Präsident 8 c h n e i d e r

als Vorsitzender,

Bundesrichter P e n q u i t t
und Bundesrichter Dr° K r e b 5

als weitere Berufsrichter‚

Bundessozialrichter B o g a t z

und Bundessozialrichter .Dr° G a b e r
5 als ehrenamtliche Beisitzer,

für Recht
e£kanntz ;

Das Urteil
8es Landessozialger;.chts

Baden——Württemberg vom
8 Mai 1957 wird aufgehoben ?

Der Rechtsstreit wird zur neueh Verhandlung und Entschei—
dung an das Landessozialgericht zurüokverwiesen°

5

5 Von Rechts wegen.

Der Streit der Beteiligten geht darum, ob eine Weihnachts—

zuwencung, die die Klägerin ihi.en Arbeitnehmern, den Beige—

1amfeiRln-gc;Kiaiuij‚.f:r; Ör;;::g■z:-1rumi

“ ir: :; sowie dem verstorbenen Ehemann der Beigeladenen

HE: .r::;im Jahre 1952 gewährt hat, als versioherungspflich«

tiges Entgelt auf den Jahresarbeitsverdienst anzurechnen ist„

Die
Klägerin zahlt ihren Arbeitnehmern seit langem Weihnacht“

iéuwendungen. Ihre Betriebsordnung vom 16° Oktober 1947 be—
4Äscimmt unter freiwilligen Sonderleistungen: "Die Sonderzu—

ffwendungen, die seither die Arbeiter in Gestalt von Urlaubs—

geld, Winterbeihilfe sowie Weihnachtsgeld und die Angestell«

ten in Gestalt einer Weihnachtsgratifikation erhalten haben?

werden auch künftighin den Betriebsangehörigen, und zwar

nach Maßgabe der von der Betriebsleitung festzusetzenden

-}-
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Grundsätze, gewährt werden, vorausgesetzt, daß die finan—

ziellen Verhältnisse der Gesellschaft es gestatten°"
(In einer späteren Betriebsvereinbarung von 1955 heißt

es: "Jeder Arbeitnehmer erhält grundsätzlich eine Weih—
nachtsquendung, deren Höhe der Vorstand von Jahr zu

Jahr festsetzt.") Die Klägerin führte für die Zeit vom
1. August 1951 bis 31„ August 1952 für den Beigeladenen

B:13;r;15::und für die Zeit Vom 1„ Januar 1952 bis
31. August 1952 für die Beigeladenen R:.1:;2; Kläiiti:‚

G:::;; Ö:t112;‚ ZZ?;:::und den verstorbenen Ehemann der

stellten— und Arbeitslosenversicherung ab, weil sie die

Jahresarbeitsverdienstgrenze von 7 200.—— DM bzw„ ab

1:. September 1952 von 9 000.—— DM für überschrittenhielt°

Zu diesem Ergebnis kam sie, indem sie die Weihnachtszu—

wendung nach Abzug eines Freibetrages von lOOt-— DM auf

die Jahresarbeitsverdienstgrenze anrechnete° Die Weih—

nachtszuwendungen überstiegen_im Jahre 1952 nicht die

Höhe eines Monatsgehalts‚ Bei einer Prüfung der einzel—

nen Werke und der Betrieb5krankenkasse der Klägerin bean—

standeten das Landesarbeitsamt (LArbA.) Baden—Württemberg

und die Landesversicherungsanstalt (LVA.) Baden sowie

die LVA° Württemberg dieses Vorgehen" Die sich hieraus

ergeoenden Verfahren vor den Versicherungsämtern Karls—

ruhe und Stuttgart gingen mit dem Inkrafttreten des

Sozialgerichtsgesetzes (SSG) auf das Sozialgericht (SG‚)

Mannheim über. Dieses verurteilte die beklagte Bundesver—

sicherungsanstalt für Angestellte (BfA.) und die Bundes-

anstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversiche—

rung (BfArb.), von einer Beitragsforderung zur Ange—

stellten— und Arbeitslosenversicherung abzusehen, und zwar

füvK::z; mx::: KILZZ„ÖEZZIQGIIZum1£fD__

für die Zeit vom 1‚ Januar 1952 bis 31„ August 1952 und

für B:flt::T:: für die Zeit vom 1. August 1951 bis

51. August 1952. Die Berufungen der BfA‚ und BfArb„

wies das Landessozialgericht (LSG.) durch Urteil vom

8. Mai 1957 zurück: Der den Freibetrag von ioo„-- DM

_ 4 _
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übersteigende Teil der Weihnachtszuwendung sei jeweils

dann beitragspflichtiges Entgelt, wenn ein schriftlich

festgelegter Rechtsanspruch auf sie bestehe (Erlaß des

früheren RAM vom 6„l„l945, AN„ 194} S. 6); diesem Erfor—

dernis werde schon genügt, wenn der Anspruch dem Grunde
nach festgelegt sei. Der Rechtsanspruch sei auch nicht

dadurch in Frage gestellt gewesen, daß die einschlägige

Bestimmung der Betriebsordnung unter den mit "freiwil—

lige Sonderleistungen" bezeichneten Bestimmungen aufge—

führt gewesen sei. Das LSG° ließ die Revision zu,

Die beklagte BfA° legte gegen das am 2° August 1957 zuge—

stellte Urteil am 21. August 1957 Revision ein und begrün—

dete sie am 19° September 1957" Sie trägt vor, das LSG°

habe zwar zutreffend die Gültigkeit des Erlasses des

Reichsarbeitsministers vom 6„ Januar 19A3 bejaht, jedoch

zu Unrecht angenommen, ein schriftlich festgelegter Rechts«

anspruch auf die Weihnachtszuwendung sei schon dann gege—

ben, wenn er nur dem Grunde nach festgelegt sei„

Die Beklagte beantragte,

das Urteil des LSG. Baden—Württemberg vom 8° Mai 1957
und das Urteil des SG. Mannheim vom 27„ November 1955

aufzuheben und die Klage abzuweisen°

Die Klägerin beantragte,

die Revision zurückzuweisen°

Nach ihrer Ansicht reicht zur Anwendung des Erlasses die

grundsätzliche Zusage der Weihnachtszuwendung aus, auch

wenn sie der Höhe nach nicht feststeht°

Die BfArb. teilt mit, sie beabsichtige weder Anträge zu

stellen noch in der mündlichen Verhandlung aufzutreten„

Die Beigeladenen äußerten sich nicht°
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Die Revision ist zulässig und begründet,

Im Revisionsverfahren ist nur noch als Beklagte die BFA„,

aber nicht mehr die BfArb. beteiligt° Letztere war im

bisherigen Verfahren neben der BfA, ebenfalls Beklagte,

ohne daß eine notwendige Streitgendssenschaft vorgelegen

hätte° Denn eine solche ist nach 5474 SGG in Verbindung

mit $ 62 der Zivilprozeßordnung (ZPO) nur dann gegeben,
wenn das streitige Reohtsverhältnis allen Streitgenossen

gegenüber nur einheitlich festgestellt werden kann oder

wenn die Streitgenossenschaft aus einem sonstigen Grunde

eine notwendigeist. Diese Voraussetzungen liegen hier
nicht vor° Die Entscheidung, ob Versicherungspflicht in

der Angestelltenversicherung und in der Arbeitslosenver—

sicherung besteht oder nicht, hängt zwar in beiden Versi—

cherungszweigen u.a‚ davon ab, ob die Weihnachtszuwendung

als versicherungspflichtiges Entgelt anzusehen ist oder

nicht. Jedoch handelt es sich um zwei voneinander unab—

hängige Ansprüche, wobei das Urteil gegen die eine Beklag—

te nicht auch gegen die andere Beklagte wirkt (vglo BSG„

Bd, 11 S, 55), Allerdings hat das Bundessozialgericht

(BSG°) in Band 10 S. 176 ausgeführtß wenn in einem Rechts—
streit über die Versicherungspflioht in der Krankenversi-

oherung, der Angestelltenversicherung und der Aroeitslo—

senversicherung, an dem die Träger dieser Versicherungs-

zweige beteiligt seien, nur der Träger der Arbeitslosen—

versicherung Berufung eingelegt habe, und wenn die Ent—

scheidung über die Versicherungspflicht in der Arbeitslo—

senversicherung von der Entscheidung über die Versiche—

rungspflicht in der Krankenversicherung oder der Angestell—

tenversicherung abhänge, so erstrecke sich das Berufungs—

verfahren auch auf die Versioherungspflicht in diesen

Zweigen. Der hier zur Entscheidung anstehendeFall ist
jedoch anders gelagert. Denn hier Handelt es sich nicht

um die Frage der Krankenversicherungspflicht, die für die

Versicherungspflicht in der Angestelltenversicherung und
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der Arbeitslosenversicherung von Bedeutung ist, sondern

um die Versioherungspflicht in der Angestelltenversiche—

rung und der Arbeitslosenversicherung. Dabei hängt die

Versicherungspflicht in dem letztgenannten Versicherungs—

zweig nicht nur von der Versicherungspflicht in der Ange—

stelltenversicherung, sondern noch von anderen Vorschrif—

ten ab, die nur für die Arbeitslosenversicherungspflicht

.gelten (vgl. @@70 ff. des Gesetzes über Arbeitsvermitt—

lung und Arbeitslosenversicherung —AVAVG— a.F., 57 ff.

AVAVG n.F.). Mit der Entscheidung über die Angestellten—

versicherungspflicht ist daher noch nicht die Entschei-

dung über die Arbeitslosenversicherungspflicht gefallen°

Deshalb ist die BfArb. nicht notwendige Streitgenossin der

BfA. Sie ist deshalb auch nicht gemäß 5 62 ZPO durch die
BfA. vertreten. Weil das Urteil des LSG. auch über den

Streitgegehstand gegenüber der BfArb° einschließlich der

Koscen vollständig entschieden hat und weil sie Beklagte,

aber nicht Beigeladene war, ist sie deshalb in der Revi—

sionsinstanz nicht mehr beteiligt.

In der Sache hat das LSG. die Auffassung vertreten, die

Weihnachtszuwendung (soweit sie den Freibetrag von 100.—— DM
übersteigt) sei beitragspflichtiges Entgelt, weil auf sie

ein schriftlich festgelegter Rechtsanspruch besteht; diesem

Erfordernis sei schon dann genügt, wenn der Anspruch dem

Grunde nach festliege. Dieser Auffassung vermag sich der

Senat nicht anzuschließen. Das LSG° ist zutreffend bei der

Prüfung, ob die Weihnachtszuwendung auf den Jahresarbeitsw

verdienst anzurechnen ist oder nicht, von der Rechtsgdltigw

keit des Erlasses des früheren Reichsarbeitsministers vom

6. Januar 1943 (AN. 1945 S. 6) ausgegangen. Mit der Gültig—

'keit dieses Erlasses hat sich der 3. Senat des BSG. in

seinem Urteil vom 20. Dezember 1957 (BSG. 6 S. 204) befaßt

und sie bejaht. Er hat ausgeführt, auch wenn der spätere

Erlaß des Reichsarbeitsministers vom 24. Oktober 1944 in

Verbindung mit dem gemeinsamen Erlaß des Reichsministers

der Finanzen und des Reichsarbeitsministers vom 10. Sep—

—7
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tember 1944 (AN. 1944 8° 281) sämtliche einmaligen festver—
steuerten Bezüge, soweit sie beitragsfrei

waren
(darunter

auch Weihnachtszuwendungen jeder Art und Höhe), von der
Anrechnung auf den Jahresarbeitsverdienst freistellte und

damit die bisherige anderweitige Regelung des Erlasses vom
6. Januar 1943 aufgehoben habe, so sei jedoch mit dem Zeit—

punkt des Inkrafttretens des Kontrollratsgesetzes (KEG)

Nr„ 12, dem 1. Januar 1946, das die Besteuerung nach festen
Steuersätzen für einmalige Bezüge aufgehoben habe (Art° III
Nr„ 4), wieder der Erlaß vom 6. Januar 1943 (Ziff° II Abs„1
Nr„ 1) anzuwenden; die für die Berechnung des Jahresar—
beitsverdienstes geltenden Bestimmungen wiesen insofern

eine Lücke auf, als der vom Gesetzgeber gewollten und bis

zum Jahre 1945 auch verwirklichten Anrechnungsfreiheit

schriftlich nicht festgelegter Weihnachtszuwendungen seit

dem Inkrafttreten des KHG Nr„
12

am 1„ Januar 1946 die

Stütze im gesetzten Recht fehle; diese Lücke im Gesetz

müsse in der Form geschlossen werden, daß bei unverändér—

ter Willensrichtung des Gesetzgebers für die Zeit vom

1. Januar 1946 an Weihnachtsquendungen nach den Grund—

sätzen des ErlaSses vom 6° Januar 1943 von der Anrechnung

auf den Jahresarbeitsverdienst freizustellen seien° Danach

müßten Weihnachtszuwendungen, die der schriftlichen Fest—

legung entbehrten, bis zur Höhe eines Monatsgehalts frei

bleiben° Der erkennende Senat schließt sich dieser Auf—

fassung an„

Es kommt also für die Entscheidung des Rechtsstreits dar—

auf an, ob die Weihnachtsquendung in der Zeit vom 25. Novem—

ber bis 24. Dezember gewährt wurde, das Gehalt oder den Lohn

für einen Monat nicht überstieg und nicht in einer Tarif—9

Betriebs— oder Dienstordnung oder in einem schriftlichen

Vertragé festgelegt war° Eine solche Festlegung, wie sie

der genannte Erlaß fordert, ist hier nicht getroffen" Zwar

werden in der hier maßgebenden Betriebsordnung vom 16° Okto—

ber 1947 grundsätzlich Weihnachtszuwendungen zugesichert,

und zwar nach den von der Betriebsleitung festzusetzenden

Sätzen, vorausgesetztdaß die finanziellen Verhältnisse der

—8-
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Gesellschaft es gestatten. Auch wenn das LSG. für das BSG°

bindend festgestellt hat (@ 163 SGG), daß alle Betriebsan—
gehörigen eine Weihnachtszuwendung erhielten, so konnten

sie doch auf Grund der genannten Betriebsordnung nicht mit
einem bestimmten Betrag rechnen, selbst wenn dieser nach

der Darstellung der Klägerin sich etWa in der Höhe eines

Monatsgehalts bewegt hat° Denn die Weihnachtszuwendung

wird jedes Jahr von der Betriebsleitung festgesetzt, wobei

die Klägerin sich nach ihrem eigenen Vortrag die Möglich—

keit vorbehalten hat, einem Angestellten aus besonderem

Grunde mehr, einem anderen weniger als ein Monatsgehalt

zu zahlen und so die tüchtigeren Angestellten günstiger

zu stellen° Wenn auch die Angestellten mit einer Weihnachts-
zuwendung von etwa einem Monatsgehalt rechnen konnten‚ so

ließ sich doch niemals eine sichere Voraussage über die

Höhe treffen, insbesondere auch, weil diese ZuWendung auch

von der Jeweiligen finanziellen Lage der Klägerin abhing°

Etwas anderes wäre es, wenn bestimmte Mindestsätze festge—

legt wären oder wenn die Weihnachtszuwendung in irgend-

einer Form errechenbar wäre (z.,B° ein gewisser Bruchteil »

des Rein&erdienstes oder ein gewisses Verhältnis zur ge—
zahlten Dividende)° Eine Anrechnung der Weihnachtsquen—

dung auf den Jahresarbeitsverdienst mit der Folge? daß

die beigeladenen Arbeitnehmer aus der Angestelltenversi-

cherungspflicht ausscheiden, kann aber nur erfolgen, wenn

die Weihnachtszuwendung der Höhe nach festgelegt oder

errechenbar ist° Denn dann weiß der Arbeitnehmer} wie

hoch sein Einkommen ist und ob er der Angestelltcnversi—

cherungspflicht unterliegt oder nicht" Die Kenntnis die—

ser Umstände wird ihn u.U. dazu veranlassen, anderweitig

für seine Alterssicherung und für die Sicherung seiner

Angehörigen zu sorgen. Ist die Weihnachtszuwendung aber

der Höhe nach nicht festgelegt oder errechenbary so ge-

nügt die allgemeine Erwartung, es werde jedes Jahr etwa

ein Monatsgehalt gezahlt, nicht, um die Bezüge als festes

Einkommen anzusehen und_die Entscheidung über Versiche—

rungspflicht oder Versicherungsfreiheit von derartig unge—

..9-
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wissen Umständen abhängig zu machen. Die gleichen Gedan—

kengänge hat auch der 3. Senat in seinem genannten Urteil
(vgl. BSG. 6 S. 204 1209, 2197) vertreten, indem er aus—
führt, es wäre unbillig‚-wenn ein Arbeitnehmer allein

wegen einer ihm anläßlich eines Weihnachtsfestes gemach—

ten Zuwendung, die nicht durch eine schriftliche Verein—

barung gesichert sei und daher den ursprünglichen Ge—

schenkcharakter noch nicht völlig abgestreift habe, die

Grenze der Versicherungspflicht überschreiten würde und damit

des Schutzes der SOzialversicherung verlustig ginge.

Die Voraussetzung des Erlasses des Reichsarbeitsministers

vom 6. Januar 1945, daß die Weihnachtszuwendung nicht in
einer Tarif—, Betriebs— oder Dienstordnung oder in einem

schriftlichen Vertrag festgelegt ist, ist damit erfüllt.

Auch die weitere Voraussetzung, daß sie im Jahre 1952

nicht ein Monatsgehalt überschritten hat, ist nach der

von der Revision nicht angegriffenen Feststellung des

LSG. gegebenu Dagegen ist nicht geklärt, in welcher Höhe

sie im Jahre 1951 gewährt worden ist; dies ist bei dem

Beigeladenen Biedermann von Bedeutung,_weil für ihn

schon vom 1. August 1951 an keine Beiträge mehr zur

Angestelltenversicherung entrichtet worden sind. Schließ—

lich fehlen auch Feststellungen darüber, ob die Weihnachts-

zuwendung in der Zeit vom 25. November bis 24. Dezember

gewährt worden ist; dies ist ebenfalls nach dem genannten

Erlaß eine Voraussetzung für die Nichtanrechnung der Zu—

wendung auf den Jahresarbeitsverdienst.

Weil somit der Sachverhalt noch nicht zu einer Entschei—

dung des Senats genügend geklärt ist, war das angefoch—

tene Urteil, soweit es die Versicherungspflicht in der

Angestelltenversicherung betrifft, aufzuheben und die

Sache zur neuen Verhandlung und Entscheidung an das LSG.

zurückzuverweisen (% 170 Abs. 2 Satz 2 SGG).
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Dem LSG. wird auch die Entscheidung über die Kosten des

Revisionsverfahrens übertragen.
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